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für den Kreis Marienburg westprf
Erscheint Mittwoch und Sonnabend Abend.

Nr. 80. Marienburg, den 5. Oktober. 1904.

LandrätlicheBekanntmachungen.
Nr. 1. Marienburg, den 1. Oktober 1904·

Unter Bezugnahme auf meine Kreisblattsverfügungvom

27. Juli 1901 —- Seite 122 —- erinnere ich die Ortspolizei-
behörden des Kreises an die rechtzeitige Vornahme der

jährlich zweimal und zwar je einmal im Sommer und im

Winter abzuhalteuden Revisionen der gewerblichen An-

lagen. Die Revisionen dürfen in keinem Falle versäumt werden,
da sonst die zufolge vorbezeichnrteKreisblattsssVerfügungam

10. November jeden Jahres an mich einzureichenden Katastek-
blätter für gewerbliche Anlagen nicht gehörig vervollständigt
werden können. Besonderer Anzeigen, daß die Revisioneu tat-

sächlichstattgefunden haben, bedarf es nicht. .

Nr. 2. Marienburg, den 29. September 1904.

Jm Bereiche der WeftpreußifchenFeuersozietätsind in den

Jahren 1893 bis Ende März 1904 119 Brände vorgekommen,
welche auf das Spielen von Kindern mit Streichhölzern
zurückzuführensind. Der der Sozietät dadurch entstandeue
Schaden beträgt 194362 Jst-. Von diesen Bränden entfallen

auf den Kreis Marienburg 4 mit einemSchaden von 10940 »le.
«

Angesichtsdieser Tatsachen werden die Jnsassen des Kreises
auf die unheilvollen Folgen hingewiesen, welche das«Spiele
nnbeaufsichtigter Kinder mit Streichhölzern haben kann. Die

Sozietät wird rücksichtslos eine Vergütung für die hierdurch
hervorgerufenenBrandfchädeu ablehnen, sobald in den Brand-

fchadensverhandlungen nachgewiesenwird, daß die Versicherten
durch eine Vernachlässigungder Pflicht der Aufsicht über ihre
Kinder oder durch mangelhafte Verwahrung-der Streichhölzer
die durch die Kinder verübte Brandstiftung mitverschuldet haben

.

- Der Kreisdirektor.

Nr.3. Polizei-Verordnung
. über das Meldewesen.

Auf Grund der §§ 6, 12 und-15 des Gesitzes überdie

Polizeiperwaltung vom 11. März 1850 (G. S. S. 265) und

-. des § 137 des Gesetzes über die allgemeine Landesverwalturg
vom 30. Juli 1883 (G. S. S.195) verordne« ich unter Zu-

stimmung des Bezirksausfchnssesfür den. Umfang des Re-

gierungsbezirks Danzig folgendes:
«

§,1. Wer seinen Wohnsitz oder dauerndenAufenthalt in -

.
einem Gemeinde-i oder Gutsbeztrke ausgibt, ist verpflichtet, vor

dem Abzuge oder innerhalb einer Frist von einer Woche nach
dem Abzuge sich und die zu feinem Hausftande gehörenden

Personen, welche an dem Abzüge teilnehmen,bei der im § 5

dieser Verordnung bezeichneten Meldebehördepersönlich oder

schriftlich abzumelden und hierbei denjenigen Gemeinde- oder

Gutsbezirk, . in den die abgemeldeten Personen verziehen,

anzugeben.
s

.
-

.

-

»
,

,

Die Abmeldung auf Wanderfchaft ist zulässig, wenn der

Wohnort oder-der dauernde Aufenthalt aufgegeben wird, ohne

daß der Ort, wohin der Umzug geschieht,bereits feststeht.
Ueber die Abmeldung wird ein Abmeldeschein nach dem

von dem RegierungspräftdentenhierfürvorgeschriebenenMuster
erteilt.

§ 2. Wer in einem Gemeinde- oder Gutsbezirke feinen

Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt nimmt, ist verpflichtet,
innerhalb einer Frist von« einer Woche nach dem Tage der

Ankunft sich und die zu seinem Hausstande- gehörenden
Personen bei der im § 5 dieser Verordnung bezeichneten
Meldebehördedes Anzugsortes persönlichoder schriftlich anzu-
meldeu und auf Erfordern über die persönlichen,Steuer- und

Militärverhältnisseder angemeldetenPersonen wahrheitsmäßige
Auskunft zu geben. Jm Falle des Zuzuges aus einem

preußischenGemeinde- und Gutsbezirte, muß bei der An-

meldung der Abmeldeschein vorgelegt werden. «

Ueber die Anmeldung wird ein Anmeldeschein nach dem

vom Regierungs-PräsidentenvorgeschriebenenMuster erteilt.

§ 3. Der gleichenVerpflichtung zur Ab- und Anmeldung
unterliegt, wer seinen Wohnsitz oder dauernden Aufenthaltsort,
ohne ihn aufzugeben, verläßt und in einem anderen Gemeinde-

oder Gutsbezirke vorübergehendWohnung nimmt, um zur Ver-

richtung von Arbeiten, die ihrer Natur nach an bestimmte
Zeiten des Jahres geknüpft find, in Beschäftigungzu treten

«

(Saifonarbeiter).
Kehrt ein solcher Saifonarbeiter in seinen Wohnsitz oder

dauernden Aufenthaltsort zurück,so unterliegt er dort der Ver-

pflichtung der Wiederanmeldung, aus die die Vorschriften des

§ 2 zur Anwendung kommen.

§ 4. Zu den in den §§ 1 bis 3 vorgeschriebenen Mel-

dungen sind auch diejenigen verpflichtet, welche die betreffenden
Personen (als Gäste, Mieter, Dienstboten, Arbeitnehmer oder

in anderer Eigenschaft) aufgenommen haben, sofern sie sich nicht
(durch Einsicht in den Meldeschein oder in anderer zuverlässiger
Weise) davon überzeugthaben, daß die Meldung erfolgt ist«

§ 5 Die in dieser Verordnung vorgeschriebenenMeldungen
sind in dem Bezirke der Stadt Danzig bei dem Polizei-Revier-
bureau, von den auf Schiffsgesäßenwohnhaften Meldepflichtigeu
bei dem Hafenamte, in den übrigen Städten bei dem Etu-

wohnermeldeamte oder wo ein solches nicht besteht, bei der

Polizeivercoaltung,in den Landgemeinden bei dem Ortsvorsteher,
in den Gutsbezirken bei dem Gutsoorsteher zu erstatten.

»

§6. Uzbertretungen der Vorschriften dieser Polizeiper-
oxdnung werden mit»Geldstrafe bis zu 60 Je, im Unver-
mögensfalle mit entsprechenderHaftstrafe geahndet.
§ 7. Diese Polizeioeroxdnung tritt an Stelle der gleich-

zeitig aufgehobenen Polizeiverordnuua vom 10. Juni 1892
— Amtsblatt Seite 260 — am l. Oktober 1904 in

Kraft und läßt die weitergehenden ortspolszeilichen Vorschriften
über die Verpflichtng der Gastwirte zur Anmeldung der von

ihnen aufgenommenen Logiergäste unberührt.
·

Der Erlaß ortspotizeilicher Vorschriften, durch welche vie

Verpflichtung zu den Meldungen auf die Umzügeinnerhalb des

Ortspolizei-Bezirks oder auf vorübergehendanwesende,Personen
ausgedehnt oder die-Ausübung der Meldepflicht mit weiter-

gehenden Anforderungen (Benutzung bestimmter Meldeformulare
und dergl.) verknüpftwird, ist mit Genehmigung des Regierungs-
präsidentenzulässig.

Danzig, den 15. September 1904.

Der Regierungs-Präsident.
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Zur Ausführung vorstehender Polizei-Verordnung wird Folgendes bestimmt:
t. Für die in d:r Polizeivsroedtniig§§ t nnd 2 vorgeschriebenenAb- nnd Anmeldescheinesind Formulare zu ver-

spmdemdie nachstehtnden Mustern entsprechen:
«

-

· Muster I.

Abmeldeschein
für nachstehendeaus . . . . . . . . . (Ort) . . . . . . .

-
. . . . (Straße) . . . . . . Gans Nr.) Kreis . . . . . . . .

·

nach . . . . . . . . (Ort) Kreis . . . . . . . . ver-ziehendePersonen..
"

1. 2. 3 4. 5. e. 7. 8 9,

N dV St d
Ob Wa« -

Z s«amen un ornamen - an

Geburts- Geburtsort Smaw verehklzcht .

u atze

Nr- der (s) oder .

K i
.

W
Religion verwitwet Und

Verzichenden Gewerbe
T l l

Te V Wiss « g c

Ritze-denBemerkungen
»

an Mon. Jahr

Name und Stand des zur Meldung
,

(Ort und Datum des Abzugng
Berpflichteten. (Stempel der Behörde)

Muster II.
«

- Anmeldescheim
·

Der . . . . . . . . . . . (Name und Stand) hat sich Cmit Familie) zum Aufenthalt in der Gemeinde (dem»Guts-

bezitk) . . . . . . . . . . . angemeldet.
(Ort und Datum)

(Stempel der Behörde.)

2. Die Meldebehördedes Zuzugsortez ist verpflichtet, der Meldebehördedestbzugsorteh d.. h. desjenigen Ortes, an

welchem der Angemeldete seinen letzten Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt gehabt haben will, sofort, längstens binnen
3 Tagen Nachricht zu geben, wenn sich jemand ohne Abmeldescheinanmeldet oder wenn in dem Abmetdescheinein Ort, wohin
der Umzng geschieht,nicht angegeben ist oder der darin angegebene mit dem neuen Aufenthaltsort nicht übereinstimmh

Diese Benachrichtigungmuß nach folgendem Formular erfolgen:
,- Muster HI.

anngsnachrichn
Der . . . . . . . . . . (Vor- und

Zunahme,Stand) . . . . . . . . . . . geboren am . . . ten . . . . . . . . . .

mt dauerndem
zu . . . . . . . . . . . (Ort und Kreis) hat sichohne Familiehier als von dort zugezogen zu

vorübergehendem
Aufenthalte

angemeldet.
Bisheriger Wohnort: . . .. . . . . . . . . ."

Falls vorstehende Angaben über Person und bisherigen Wohnort der Gemeldeten in wesentlichenPunkten unrichtig
sein sollten, wird um baldige Nachricht ersucht.

(Ort nnd Datum.) (Stempel der Meldebehörde.)
Jede Meldebehörde,der eine solcheZuzugsnachricht zugeht, ist verpflichtet,der benachrichtigendenMeldebehbrde ohne

Verzug Mitteilung zu machen, sofern die Angaben der Zuzugsnachricht in wesentlichenPunkten unzutrefsend sind.
Soweit die nach Vorstehendem erfolgenden Mitteilungen der Meldebehördenzur nnverschlossenenVersendung geeignet

sind, iönnen hierzu Postkarten benutzt werden.

Danzig, den 15. September 1904.

Der Regierungspräsident.

Marienburg, den28. September 1904.

Indem ich vorstehende Polizei-Verordnungnebst Ausführungivorschriftenzur öffentlichenKenntnis bringe, ersuche ich
-

die beteiligten Neide-behörden,für die pünktlicheund gewissenhafteErfüllung der ihnen auferlegten Pflichten hinsichtlichdes

NachrichtendienstezSorge zu tragen.

Nr. 4. Marienburg, den 28. September 1904.

Der Amtsdiener Franz Zgodda ans Gr. Lichtenau ist
zum Trichinenbeschauer für den Bezirk Xi b. bestehend aus

den Ortschaften Altenau, Gr. Lichtenau,Parschau und Truppens
felde, sowie zum stellvertretenden Trichinenschauer für den

Bezirk Xl a. bestehend aus den O4tschaften Damerau, Ließau
und Kl. Lichtenan bestellt worden.

Nr. 5. Marienburg, den l. Oktober 1904.
. Die Herren Standezbeamsten des Kreises werden an die pünkt-
liche Einhaltnng des Termins (12. Oktober d. Js.) zur

Einreichung der Nachweisung über die im verflossenen Viertel-

jahre vorgekommenenGebnrtem Todesfälle nnd Eheschließungen
an den KöniglichenKreisarzt Herrn Medizinalrat Dr. Arbeit

hierselbst, hierdurch erinnert.
«

«

Bekanntmachungenanderer Behörden.
Nr. -1. Am 29. d: Mis. ist auf der Kleinbahn-
streckein Kl. Lesewttzeine Beamtenmiihe gefunden worden.

Der rechtmäßigeEigentümer kann gegen Fundgeid diese
Mütze hier in Empfang nehmen.

Gr. Lesewih, den 29. September 1904.

s
,

Der Amttvorstehetn .

Nr. 2.
«

Nachdem die Schweinefenche unter dem

Schweinebestand dessKäsereipächterIMeyer in Wengelwalde er-

loschen und die angeordnet-: Stalldezinfeltion ausgeführt,
werden die Sperrmaßregelu

’

hiermit aufgehoben.
"

Rosenort, den 29. September 1904. Der Amtsvorstehen

Druck von O. Halb- Marienburg


